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Drucksache V/1935 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen für Getreide, Schweinefleisch, Eier und 
Geflügelfleisch (Durchführungsgesetz EWG Getreide, Schweine- 
fleisch, Eier und Geflügelfleisch) 

— Drucksache V/1833 — 


A. Bericht des Abgeordneten Saxowski 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
113. Sitzung des Bundestages vom 9. Juni 1967 an | 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen. ' 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Durch- 
führung der gemeinsamen Marktorganisationen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für Getreide, 
Reis, Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch. Mit 
Ausnahme der gemeinsamen Marktorganisation für 
Reis sollen die vorgenannten Marktorganisationen 
ab 1. Juli 1967 in den Mitgliedstaaten angewandt 
werden; die Anwendung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Reis ist mit Wirkung vom 1. Sep- i 
tember 1967 vorgesehen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die 
Begründung des Gesetzentwurfs — Drucksache 
V/ 1833 — verwiesen. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat den Gesetzentwurf am 
21. /22. Juni 1967 beraten. Dabei wurde besonders 
eingehend die Frage erörtert, ob der sachliche An- 
wendungsbereich dieses Gesetzes auch auf Reis aus- 
gedehnt werden soll. 

Der Ausschuß sprach sich für diese Ausweitung ' 
aus, nachdem ihm von den Regierungsvertretern ! 


I mitgeteilt worden war, daß keine verfassungsrecht- 
j liehen Bedenken bestehen, obwohl die Grundver- 
ordnung Reis vom Ministerrat der EWG zum Zeit- 
j punkt der Beratung im Ernährungsausschuß noch 
nicht verabschiedet ist. Dazu kam noch im Ausschuß 
zum Ausdruck, daß die Grundzüge der gemeinsa- 
men Marktorganisation für Reis, soweit sie für die 
Durchführung in den Mitgliedstaaten von Bedeu- 
tung sind, sich schon jetzt in ihren Einzelheiten 
übersehen lassen. 

Bei den weiteren Beratungen berücksichtigte der 
Ausschuß die Anregungen des Agrarausschusses 
j und des Rechtsausschusses des Bundesrates, die in 
der nachstehenden Gegenüberstellung aufgeführt 
sind. 

Ferner legte der Ausschuß Wert darauf, daß 
durch die Zuständigkeitsregelung dieses Gesetzes 
keine Erschwerung der Verwaltung eintritt. Die 
Vertreter der Bundesregierung versicherten dem 
Ausschuß, daß diesem Anliegen bereits durch die 
Formulierung des Gesetzes Rechnung getragen sei. 

Zu § 5 war der Ausschuß der Auffassung, die 
Bundesregierung solle dafür Sorge tragen, daß die 
Begriffe „Ausfuhrerstattungen", „Produktionserstat- 
I tungen" und „Ubergangsvergütungen" in allen Mit- 
I gliedstaaten einheitlich ausgelegt werden. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Der Ausschuß stellte fest, daß durch die Be- 
schlüsse zu Drucksache V/1833 der Gesetzentwurf 
V/1623 für erledigt erklärt werden kann. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
dem Ausschußantrag zuzustimmen. 


Berlin, den 21. Juni 1967 


Saxowski 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1833 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Durchführungsgesetzes EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse und des Durchführungsgesetzes 
EWG Getreide — Drucksache V/1623 — durch 
die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 21. Juni 1967 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Saxowski 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisdlionen für Getreide, Schweinefleisch, Eier und 
Geflügelfleisch (Durchführungsgesetz EWG Getreide, Schweine- 
fleisch, Eier und Geflügelfleisch) 

— Drucksache V/1833 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(17. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sationen für Getreide, Schweinefleisch, Eier und 
Geflügelfleisch {Durchführungsgesetz EWG Getreide, 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die 
Durchführung der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
Getreide, für Schweinefleisch, für Eier und für Ge- 
flügelfleisch (gemeinsame Marktorganisationen). 


§2 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach den ge- 
meinsamen Marktorganisationen ist die Einfuhr- 
oder Ausfuhrgenehmigung nach dem Außenwirt- 
schaftsgesetz. 

(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden die 
Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes und die 
dazu ergangenen Rechtsvorschriften Anwendung, 
soweit sich nicht aus Verordnungen im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisationen etwas anderes 
ergibt oder dieses Gesetz und die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht etwas 
anderes bestimmen. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der gemeinsamen Marktorgani- 
sationen für Getreide, Reis, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügelfleisch (Durchführungsgesetz EWG Ge- 
treide, ReiSr Schweinefleisch, Eier und Geflügel- 
fleisch) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für die 
Durchführung der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 
Getreide, für Reis, für Schweinefleisch, für Eier und 
für Geflügelfleisch (gemeinsame Marktorgahisatio- 
nen). 

§ 2 

(1) unverändert 


(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden die 
Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes und die 
dazu ergangenen Rechtsvorschriften Anwendung, 
soweit sich nicht aus Verordnungen im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisationen etwas anderes 
ergibt oder dieses Gesetz oder die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen nicht etwas 
anderes bestimmen. 
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Entwurf 

§3 

(1) Ist die Erteilung der Einfuhr- oder Ausfuhr- 
lizenz von der Stellung einer Kaution abhängig, so 
ist die Kaution durch Hinterlegung einer Geld- 
summe zugunsten oder durch Bankbürgschaft gegen- 
über der Bundesrepublik Deutschland zu leisten. Die 
Kaution wird von der zuständigen Marktordnungs- 
stelle (§ 11) verwaltet. 

(2) Die Entscheidung über den Verfall der Kaution 
trifft die zuständige Marktordnungsstelle. Die Kau- 
tion verfällt zugunsten der Bundesrepublik Deutsdi- 
land. 

§4 

Die zuständige Marktordnungsstelle setzt auf An- 
trag die Abschöpfungssätzc und die Prämien in der 
Einfuhrlizenz fest, soweit dies im Rahmen der ge- 
meinsamen Marktorganisationen zugelassen ist. 

§5 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Bundesminister) wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirt- 
schaft und der Finanzen durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
Vorschriften zu erlassen über die Voraussetzungen, 
die Höhe und das Verfahren bei 

1. Ausfuhrerstattungen, 

2. Produktionserstattungen und 

3. Ubergangsvergütungen, 

soweit dies zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen erforderlich ist. 

§6 

(1) Interventionsstelle ist die zuständige Markt- 
ordnungsstelle. 

(2) Die Interventionsstelle gibt nach Weisung des 
Bundesministers die zur Durchführung der Inter- 
vention erforderlichen Richtlinien bekannt. 

§7 

Für Maßnahmen, die im Rahmen der gemein- 
samen Marktorganisationen bei Marktstörungen 
oder drohenden Marktstörungen vorgesehen sind, 
gelten, sofern die Maßnahmen nicht vom Rat oder 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft unmittelbar getroffen werden, die folgen- 
den Vorschriften: 

1. Die auf Grund des Außenwirtschaftsgesetzes 
zulässigen Maßnahmen können auch zur Wah- 
rung der durch die gemeinsamen Marktorga- 
nisationen geschützten Belange getroffen wer- 
den. Die Maßnahmen können im Genehmi- 
gungsverfahren nach dem Außenwirtschafts- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 3 

unverändert 


§ 4 

Die zuständige Marktordnungsstelle setzt auf An- 
trag die Abschöpfungssätze und die Prämien in der 
Einfuhrlizenz fest, soweit dies im Rahmen der ge- 
meinsamen Marktorganisationen vorgesehen ist. 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 


§ 7 

Für Maßnahmen, die im Rahmen der gemein- 
samen Marktorganisationen bei Marktstörungen 
oder drohenden Marktstörungen vorgesehen sind, 
gelten, sofern die Maßnahmen nicht vom Rat oder 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft unmittelbar getroffen werden, die folgen- 
den Vorschriften: 

1 . unverändert 
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Entwurf 

gesetz, insbesondere durch die Aussetzung der 
Erteilung von Lizenzen oder erforderlichen“ 
falls durch Rechtsverordnung nach dem Außen- 
wirtschaftsgesetz getroffen werden; die Redits- 
verordnungen werden vom Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft ohne Zustimmung des Bundesrates 
erlassen. 

2. Im übrigen kann der Bundesminister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die er- 
forderlichen Maßnahmen treffen und hierbei 
insbesondere Vorschriften erlassen über eine 
Erhöhung oder Ermäßigung von Eingangsabga- 
ben, über Mindestpreise, Verwendungsbe- 
schränkungen und Verpflichtungen des Einfüh- 
rers, die einzuführenden Erzeugnisse der zu- 
ständigen Marktordnungsstelle zur Übernahme 
in die Vorratshaltung zu überlassen, sowie 
bei Getreide auch über Vermahlungsregelun- 
gen und Beimischungspflichten. Für die Mit- 
wirkung des Bundestages und des Bundes- 
rates bei den Rechtsverordnungen gilt § 27 
Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes entspre- 
chend. 

§8 

(1) ln öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über die 
Festsetzung von Abschöpfungssätzen und Prämien 
in Einfuhrlizenzen sowie über Ausfuhr- und Produk- 
tionserstattungen ist der Finanzrechtsweg gegeben. 
An die Stelle des Finanzamtes tritt dabei im Falle 
des § 4 und, soweit eine Marktordnungsstelle in 
Rechtsverordnungen nach § 5 Nr. 1 und 2 als zu- 
ständige Stelle bestimmt ist, diese Marktordnungs- 
stelle. Für das außergerichtliche Vorverfahren gelten 
die Vorschriften der §§ 228 bis 259 der Reichsabga- 
benordnung mit der Maßgabe sinngemäß, daß als 
außergerichtlicher Rechtsbehelf der Einspruch gege- 
ben ist und an die Stelle des Finanzamtes die zu- 
ständige Marktordnungsstelle tritt. 

(2) Ist der in einem Abschöpfungsbescheid der 
ZoUstelle zugrunde gelegte Abschöpfungssatz in 
einem Verfahren nach Absatz 1 geändert worden, so 
wird der Abschöpfungsbescheid von Amts wegen 
von der ZoUstelle durch einen neuen Bescheid er- 
setzt. § 146 a Abs. 2 Satz 1 der Reichsabgabenord- 
nung gilt sinngemäß. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs- 
beträgen Entscheidungen zugrunde, die in der Ein- 
fuhrlizenz getroffen sind, so kann die Festsetzung 
des Abschöpfungsbetrages in dem Abschöpfungs- 
bescheid der Zollstelle nicht mit der Begründung 
angefochten werden, daß die in der Einfuhrlizenz 
getroffene Entscheidung unzutreffend sei. Dieser 
Einwand kann nur in dem Verfahren gegen die 
Festsetzung des Abschöpfungssatzes in der Einfuhr- 
lizenz erhoben werden. 


2. Im übrigen kann der Bundesminister im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die er- 
forderlichen Maßnahmen treffen und hierbei 
insbesondere Vorschriften erlassen über eine 
Erhöhung oder Ermäßigung von Eingangsabga- 
ben, über Mindestpreise, Verwendungsbe- 
schränkungen und Verpflichtungen des Einfüh- 
rers, die einzuführenden Erzeugnisse der zu- 
ständigen Marktordnungsstelle zur Übernahme 
zu überlassen, sowie bei Getreide auch über 
Vermahlungsregelungen und Beimischungs- 
pflichten. Für die Mitwirkung des Bundestages 
und des Bundesrates bei den Rechtsverord- 
nungen gilt § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes entsprechend. 


§ 8 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über die 
Festsetzung von Abschöpfungssätzen und Prämien 
in Einfuhrlizenzen sowie über Ausfuhr- und Produk- 
tionserstattungen ist der Finanzrechtsweg gegeben. 
An die Stelle des Finanzamtes tritt dabei im Falle 
des § 4 die zuständige Marktordnungsstelle; das- 
selbe gilt, soweit in Rechtsverordnungen nach § 5 
Nr. 1 und 2 eine Marktordnungsstelle als zustän- 
dige Stelle bestimmt ist. Für das außergerichtliche 
Vorverfahren gelten die Vorschriften der §§ 228 
bis 259 der Reichsabgabenordnung mit der Maß- 
gabe sinngemäß, daß als außergerichtlicher Rechts- 
behelf der Einspruch gegeben ist und an die Stelle 
des Finanzamtes die zuständige Marktordnungs- 
stelle tritt. 

(2) Ist der in einem Abschöpfungsbescheid zu- 
grunde gelegte Abschöpfungssatz oder der in einem 
Erstattungsbescheid zugrunde gelegte Erstattungs- 
satz in einem Verfahren nach Absatz 1 geändert 
worden, so wird der Abschöpfungsbescheid oder der 
Erstattungsbescheid von Amts wegen durch einen 
neuen Bescheid ersetzt. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs- 
beträgen Entscheidungen zugrunde, die in der Ein- 
fuhrlizenz getroffen sind, so kann die Festsetzung 
des Abschöpfungsbetrages in dem Abschöpfungs- 
bescheid nicht mit der Begründung angefochten wer- 
den, daß die in der Einfuhrlizenz getroffene Ent- 
scheidung unzutreffend sei. Dieser Einwand kann 
nur in dem Verfahren gegen die Festsetzung des 
Abschöpfungssatzes in der Einfuhrlizenz erhoben 
werden. 
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Entwurf 

§9 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
zu erlassen, soweit dies zur Durchführung von Ver- 
ordnungen, Richtlinien und Entscheidungen des 
Rates oder der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erforderlich ist, die im Rah- 
men der Grundsätze der gemeinsamen Marktorga- 
nisationen ergehen, und soweit diese Verordnungen, 
Richtlinien und Entscheidungen nicht auf Grund der 
Ermächtigungen der §§ 5 und 7 durchgeführt wer- 
den können. 

(2) Die Bundesregierung kann ihre Befugnisse 
nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates auf einzelne Bundesminister 
übertragen, 

§ 10 

(1) In Rechtsverordnungen nach § 5 Nr. 1 und 2 
kann eine Marktordnungsstelle oder die Bundes- 
finanzverwaltung, in Rechtsverordnungen nach § 5 
Nr. 3, §§ 7 und 9 kann eine Marktordnungsstelle als 
für die Durchführung zuständige Stelle bestimmt 
werden. 

(2) Der Bundesminister kann durch Rechtsverord- 

nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, eine Marktordnungsstelle als zuständige 

Stelle für die Durchführung der vom Rat oder der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen erlassenen Durchführungsvorschriften be- 
stimmen. 

§ 11 

Zuständige Marktordnungsstelle im Sinne dieses 
Gesetzes ist 

1. für die gemeinsame Marktorganisation für 

Getreide die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel, 

2. für die gemeinsame Marktorganisation für 

Schweinefleisch die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeug- 
nisse, 

3. für die gemeinsame Marktorganisation für 

Eier das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft und 

4. für die gemeinsame Marktorganisation für 

Geflügelfleisch das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft. 


§ 12 

Wird in Rechtsverordnungen nach § 28 Abs. 2 a 
Satz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes einer bestimm- 
ten Stelle die Zuständigkeit für einzelne Erzeugnisse 
der in § 28 Abs, 2 a Satz 1 des Außenwirtschafts- 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

Zuständige Marktordnungsstelle im Sinne dieses 
Gesetzes ist 

1. für die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide und für Reis die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide und Futtermittel, 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

§ 12 

Wird in Rechtsverordnungen nach § 28 Abs. 2 a 
Satz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes einer bestimm- 
ten Stelle die Zuständigkeit für einzelne Erzeugnisse 
der in § 28 Abs. 2 a Satz 1 des Außenwirtschafts- 
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gesetzes genannten gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen übertragen, so ist diese Stelle insoweit auch 
zuständig für die Durchführung dieser gemeinsamen 
Marktorganisation. Dies gilt nicht, soweit die Durch- 
führung der Bundesfinanzverwaltung übertragen 
ist, 

§ 13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine Genehmi- 
gung oder Bescheinigung zu erschleichen, 
die nach einer zur Durchführung der ge- 
meinsamen Marktorganisationen vom Rat 
oder der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen Ver- 
ordnung oder nach einer zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnung erforderlich ist, 

2. entgegen einer der in Nummer 1 bezeich- 
neten Rechtsvorschriften einer Melde- 
pflicht zuwiderhandelt oder entgegen § 20 
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 44 
des Außenwirtschaftsgesetzes eine Aus- 
kunft nicht, unrichtig, nicht vollständig 
oder nicht fristgemäß erteilt, Geschäfts- 
unterlagen nicht, nicht vollständig oder 
nicht fristgemäß vorlegt oder die Duldung 
von Prüfungen verweigert oder 

3. die Nachprüfung (§ 44 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Umständen, die nach 
den gemeinsamen Marktorganisationen, 
nach diesem Gesetz oder nach einer zur 
Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung erheblich sind, dadurch 
verhindert oder erschwert, daß er Bücher 
oder Aufzeichnungen, deren Führung oder 
Aufbewahrung ihm nach handeis- oder 
steuerrechtlichen Vorschriften obliegt, 
nicht oder nicht ordentlich führt, nicht auf- 
bewahrt oder verheimlicht. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit 

1. nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 

2. nach Absatz 1 Nr. 2 oder 3 kann mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark 

geahndet werden. 


Beschlüsse des 17, Ausschusses 

gesetzes genannten Marktorganisationen der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft übertragen, so ist 
diese Stelle insoweit auch zuständig für die Durch- 
führung dieser Marktorganisation. Dies gilt nicht, 
soweit die Durchführung der Bundesfinanzverwal- 
tung übertragen ist. 

§ 13 

unverändert 


§ 14 § 14 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 13 gelten auch unverändert 

für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 
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(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, welche dieses Gesetz oder 
die zu diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnun- 
gen auferlegen. 


§ 15 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
in § 13 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann 
gegen den Inhaber oder Leiter des Unternehmens 
oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder 
ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung beru- 
fenen Organs einer juristischen Person oder einen 
vertretungsberechtigten Gesellschafter einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festgesetzt 
werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig ihre 
Aufsichtspflicht verletzt haben und der Verstoß hier- 
auf beruht. 

(2) Die Geldbuße bestimmt sich bei vorsätzlicher 
Aufsichtspflichtverletzung nach dem Höchstmaß der 
für den Verstoß angedrohten Geldbuße. Bei fahr- 
lässiger Aufsichtspflichtverletzung beträgt sie bis 
zur Hälfte dieses Höchstmaßes. 


§ 

u n V e r 


§ 16 § 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- unvei 

liehen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 13 oder § 15, so kann 

auch gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe 
dieser Vorschriften festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen und für den Gewinn, 
den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat. 


§ 


17 


§ 


Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


§ 18 

Gegenstände, auf die sich eine der in § 13 mit unve 

Geldbuße bedrohten Handlungen bezieht, können 
eingezogen werden. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften des Außenwirtschaftsgesetzes über die 
Voraussetzungen der Einziehung, das selbständige 
Einziehungsverfahren und die Entschädigung ent- 
sprechend. 


17. Ausschusses 


15 

ändert 


16 

ändert 


17 

ändert 

18 

rändert 
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Entwurf 
§ 19 

Die §§ 42 und 43 Abs. 4 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß die Rechtsverordnung des Bundesmini- 
sters der Finanzen gemäß § 43 Abs. 4 Satz 2 nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 


§ 20 

§ 44 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt für die Ver- 
waltungsbehörde und die zuständige Marktord- 
nungsstelle auch, soweit dies erforderlich ist, um die 
Einhaltung der im Rahmen der gemeinsamen Markt- 
organisationen vom Rat oder der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen 
Verordnungen, dieses Gesetzes oder der zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen zu überwachen. 


§ 21 

Das Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 821), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung des Durchführungsgesetzes EWG Milch und 
Milcherzeugnisse und des Durchführungsgesetzes 
EWG Getreide vom 1967 (Bundesge- 
setzbl. IS ) wird wie folgt geändert: 

Im § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 Halbsatz 1 
werden jeweils die Worte „bis e" durch die Worte 
bis /" ersetzt. 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 
§ 19 

unverändert 


§ 20 

§ 44 des Außenwirtschaftsgesetzes gilt für die Ver- 
waltungsbehörde und die zuständige Marktord- 
nungssteile auch, soweit dies erforderlich ist, um die 
Einhaltung der im Rahmen der gemeinsamen Markt- 
organisationen vom Rat oder der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erlassenen 
Verordnungen, dieses Gesetzes und der zur Durch- 
führung dieses Gesetzes erlassenen Rochtsvorord- 
nungen zu überwachen. 


§ 21 

Das Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 821), zuletzt geändert durch die Finanz- 
gerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1477), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „Buchstaben b 
bis e" gestrichen. 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz für die in 
Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
genannten Erzeugnisse ist die Einfuhr- oder Aus- 
fuhrgenehmigung nach dem Außenwirtschafts- 
gesetz. 

(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden 
die Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes 
und die dazu ergangenen Rechtsvorschriften An- 
wendung, soweit sich nicht aus Verordnungen 
des Rates oder der Kommission etwas anderes 
ergibt oder dieses Gesetz oder die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
nicht etwas anderes bestimmen. 

(3) Ist die Erteilung der Einfuhr- oder Ausfuhr- 
lizenz von der Stellung einer Kaution abhängig, 
so ist die Kaution durch Hinterlegung einer 
Geldsumme zugunsten oder durch Bankbürg- 
schaft gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu leisten. Die Kaution wird von der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle verwaltet. 


(4) Der Bundesminister bestimmt durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die Höhe der Kaution im Rah- 
men der hierzu vom Rat oder der Kommission 
erlassenen Verordnungen. 

(5) Die Entscheidung über den Verfall der Kau- 
tion trifft die Einfuhr- und Vorratsstelle. Die 
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Kaution verfällt zugunsten der Bundesrepublik 
Deutschland." 


§ 22 

§ 28 des Außenwirtschaftsgesetzes wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 2 werden die Nummern 3 bis 6 ge- 
strichen. 

2. Es wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Ausschließlich zuständig sind im Bereich 
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs mit Er- 
zeugnissen der gemeinsamen Marktorganisatio- 
nen 

1. für Getreide und für Reis 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für 

Getreide und Futtermitteß 

2. für Schweinefleisch und für Rind- 
fleisch 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für 

Schlachtvieh, Fleisch- und Fleisch- 

erzeugnisse, 

3. für Milch und Milcherzeugnisse und 
für Fette 

die Einfuhr- und Vorratsstelle für 

Fette, 

4. für Zucker 

die Einfuhrstelle für Zucker und 

5. für Eier und für Geflügelfleisch 

das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft 

nach den §§ 5 bis 16. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, zur Vereinfachung der Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisationen und zur Wah- 
rung des Sachzusammenhanges die Zuständig- 
keit für einzelne Erzeugnisse der gemeinsamen 
Marktorganisationen auf eine andere der in 
Satz 1 bestimmten Stellen zu übertragen. Die Vor- 
schrift des § 27 findet keine Anwendung. 


§ 23 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Übcrleitungsgesetzes. 


3. In § 8 Abs. 1 Halbsatz 1 werden die Worte „für 
die Erzeugnisse nach Artikel 1 Abs. 2 Buch- 
staben b bis e der Verordnung Nr. 13/64/EWG" 
gestrichen. 

§ 22 

§ 28 des Außenwirtschaftsgesetzes wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. Es wird folgender Absatz 2 a angefügt; 

„(2 a) Ausschließlich zuständig sind im Bereich 
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs mit Er- 
zeugnissen der Marktorganisationen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 

5. unverändert 


nach den §§ 5 bis 16. Der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, zur Vereinfachung der Durchführung der 
Marktorganisationen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und zur Wahrung des Sach- 
zusammenhanges für einzelne Erzeugnisse die- 
ser Marktorganisationen die Zuständigkeit ab- 
weichend von Satz 1 auf eine andere dort ge- 
nannte Stelle zu übertragen. Die Vorschrift des 
§ 27 findet keine Anwendung." 

§ 23 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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§ 24 § 24 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 13 bis (1) Soweit dieses Gesetz der Durchführung der 
18 mit Wirkung vom 1. Juli 1967 in Kraft. §§13 bis gemeinsamen Marktorganisationen der Euro- 
18 treten am Tage nach der Verkündung in Kraft. päischen Wirtschaftsgemeinschaft, für Getreide, für 

Schweinefleisch, für Eier und für Geflügelfleisch 
dient, treten seine Vorschriften mit Wirkung vom 
1. Juli 1967. die §§ 13 bis 18 jedoch am Tage nach 
der Verkündung in Kraft. 

(2) Soweit dieses Gesetz der Durchführung der 
gemeinsamen Marktorganisation der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für Reis dient, treten seine 
Vorschriften mit der Errichtung dieser Marktorga- 
nisation in Kraft. Der Bundesminister gibt diesen 
Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt bekannt. 
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